
— 1 —

B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
17. Wahlperiode

Drucksache 17 / 553 S
16. 02. 10

Druck: Hans Krohn · Bremen

Antrag der Fraktion der CDU

ReSoSta-Mittel vertragskonform für Wirtschaftsfördermaßnahmen in Bremen-Nord
verwenden!

Der Bremer Senat hat sich im Jahr 2005 im Zusammenhang mit dem Verkauf der
Anteile Bremens an dem Unternehmen Arcelor Bremen gegenüber dem Käufer, dem
Unternehmen Acelor Mittal, und dem Betriebsrat des Bremer Standortes von Arcelor
verpflichtet, aus dem Verkaufserlös 20 Mio. ‡ für wirtschaftsfördernde und arbeits-
platzerhaltende Maßnahmen in Bremen-Nord zu verwenden. Aus dieser Verpflich-
tung entstanden die sogenannten ReSoSta-Mittel (Regionales Sonderprogramm zur
Unterstützung der Wirtschaftsstruktur und zur Schaffung von Arbeitsplätzen im Land
Bremen in Begleitung der Umstrukturierung im Stahlsektor). Schwerpunkte in die-
sem Programm sind u. a. Existenzgründungs- und Investitionsförderungen, Struktur-
veränderungen in Bremen-Nord und Arbeitsförderungsprogramme.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 29. Januar 2010 mit
der Mehrheit der rot-grünen Regierungsfraktionen auf Vorschlag des Senat beschlos-
sen, den Restbetrag der bisher nicht ausgegebenen Mittel in Höhe von 2,353 Mio. ‡
dem „Allgemeinen Haushalt“ zuzuführen. Dieses ist u. a. mit der Begründung er-
folgt, der Senator für Wirtschaft habe keine Ansätze, die Mittel zu verwenden. Mit
diesem Beschluss werden die Zusagen des Senats im Zusammenhang mit dem Ver-
kauf der Anteile von Arcelor Bremen gebrochen und Möglichkeiten von dringend
notwendigen Wirtschaftsfördermaßnahmen in der Region Bremen-Nord ausgeschla-
gen.

Die Stadtbürgerschaft möge daher beschließen:

1. Die Stadtbürgerschaft fordert den Senat auf, die Restmittel in Höhe von 2,353
Mio. ‡ im Sinne der vertraglichen Zusagen für Maßnahmen der Wirtschafts-
und Arbeitsförderung in Bremen-Nord zu reservieren.

2. Die Stadtbürgerschaft fordert den Senat auf, bis zum 30. April 2010 der Deputa-
tion für Wirtschaft und Häfen, sowie der Deputation für Arbeit Vorschläge für
die Verwendung der ReSoSta-Restmittel vorzulegen.
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